






ZWEI ENTSCHLIESSUNGEN 

Der BUNDESVORSTAND REICHSBANNER SCHWARZ-ROT­
GOLD, Bund Aktiver Demokraten, der anläßlich der Konferenz der 
Un ion de la Resistance et de la Deportat ion und deren deutscher 
Sektion im Römer zu Frankfurt tagte, hat folge nde Entschließung 
angenommen: 

Das Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold betrachtet 
mit wachsender Sorge die politische Entwicklung in 
der Bundesrepublik Deutschland. Gemäß neuesten 
Erkenntni~sen des Bundesministerium des Innern hat 
sowohl die rechts- wie die linksextremistische Tätig­
keit sprunghaft zugenommen. 

Wie zur Zeit der Weimarer Republik besteht 
bereits wieder in der Praxis eine Zusammenarbeit der 
Extremisten aller Schattierungen - mit e i n e m 
gemeinsamen Ziel: Sturz der freiheitlich-demokrati­
schen Ordnung. 

Das Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold, eingedenk 
der Versäumnisse in der Weimarer Republik, 
wodurch den Extremisten beider Seiten ihre Mobil­
machung gegen die Demokratie erst ermöglicht 
wurde, erwartet von den im Bundestag vertretenen 
Parteien und von allen demokratiebewußten Staats­
bürgern, daß sie mit äußerster Entschlossenheit 
gegen rechts- und links-extremistische Aktionen vor­
gehen. 

Es kann nicht , wie dies seinerzeit schließlich an 
der Tagesordnung war, hingenommen werden, daß 
die Hoheitszeichen der Republik verunglimpft, die 
Vertreter von Bund, Land, Städten, Gemeinden, 
gewählte Körperschaften usw. beschimpft werden, 
oder daß jene Extremisten ungestraft versuchen dür­
fen, sie lächerlich zu machen. 

Der Bundesvorstand des Reichsbanners Schwarz­
Rot-Gold erwartet ferner, daß die berufenen Vertreter 
unseres Staates sowie Eltern, Lehrer, Jugendführer, 
Publizisten vor allem der J u g e n d klar machen, 
daß es sich bei unserer freiheitlich-demokratischen 
Ordnung um ihre eigenste Sache handelt. Die Bedro­
hung der Freiheit ist gerade für die Jugend eine 
Bedrohung unmittelbarster Art, die jeden Einzelnen in 
seinem Fortkommen, ja in seiner Existenz gefährdet. 

Die Exekutivorgane haben die gesetzlichen Mög­
lichkeiten zum Schutze der freiheitlich-demokra­
tischen Ordnung voll auszuschöpfen, um Extremisten 
jedweder Art zur Rechenschaft zu ziehen. Die Pflicht 
des Staates, die demokratischen Freiheiten aller Bür­
ger zu schützen, beinhaltet nicht seine Pflicht zum 
politischen Selbstmord, herbeigeführt - wie zur Zeit 
der Ersten Republik - indem man den Feinden der 
Demokratie deren Mittel zu ihrer eigenen Vernichtung 
in die Hand gab. 

Das Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold gedenkt in 
diesem Zusammenhang seines als Märtyrer der Frei­
heit hingerichteten Kameraden Theodor Haubach, 
dessen Losung, die er zur Verhinderung der Terror­
herrschaft der Nationalsozialisten ausgab, nichts an 
Bedeutung verloren hat: 

,,EINE STRENGE REPUBLIK ? 
REPUBLIK, WERDE HART!" 

In der Zeit vom 30.11 . - 2.12.1979 fand in Frankfurt am Main 
eine Tagung der UNION DEUTSCHER WIDERSTANDSKÄMPFER­
UND VERFOLGTENVERBÄNDE e.V. und der UNION INTERNA­
TIONALE DE LA RESISTANCE ET DE LA DEPORTATION statt, an 
der neben den Vertretern der dem deutschen Dachverband ange­
schlossenen zehn Organisationen rund dreißig Vert reter auslän­
disch~r Verbände tei lnahmen. Der Magistrat der Stadt Frankfurt am 
Main· empfing die in- und aus ländischen Gäste im Kaisersaal des 
,,F1ankfurter Römer", die Sitzungen fanden in den Fraktions­
sitzungssälen des Frankfurter Römer statt. Auf der im Stadtverord­
netensi tzungssaal stattfindenden Plenarsitzung nahmen neben 
anderen Ehrengästen auch die Stadträte Gerhard und Mihm als 
Vertreter des Magistrats der Stadt Frankfu rt am Main, der frühere 
Landtagspräsident Georg Buch und der französische Generalkon­
sul teil. Die Konferenz nahm fo lgende Entschließung an: 

Die in Frankfurt am Main am 30.11. und 1.12.1979 
zusammengetretenen Delegierten der der UNION 
INTERNATIONALE DE LA RESISTANCE ET DE LA 
DEPORTATION (U.I.R.D.) angeschlossenen demokra­
tischen Widerstandskämpfer- und Verfolgtenverbände 
aus neun den Vereinten Nationen angeschlossenen 
Ländern begrüß~n d\e Einführung des Direktwahl­
rechtes zum EUROPÄISCHEN PARLAMENT und for­
dern die Regierungen und gesetzgebenden Körper­
schaften der beteil igten Länder auf, alles zu tun, um 
eine noch engere Zusammenarbeit der europäischen 
Völker zu gewährlei sten. 

Sie sind besorgt und enttäuscht über Härten und 
Ungerechtigkeiten der Wiedergutmachungsgesetze -
insbesondere des Bundesentschädigungsgesetzes -
und fordern Regierung und gesetzgebende Körper­
schaften der Bundesrepublik Deutschland auf, not­
wendige Verbesserungen dieser Gesetze vorzu­
nehmen. 

Sie verurteilen die völkerrechtswidrigen Handlun­
gen der Machthaber in Teheran und fordern diese 
auf, die Geiseln unverzüglich freizulassen. 

Im nächsten Heft werden wir Auszüge aus der auf diesem 
Kongreß gehaltenen Rede des Präsidenten der UNION DES 
RESISTANTS POUR UNE EUROPE UNIE (Union der Widerstands­
kämpfer für ein einiges Europa), des ehemal igen Abgeordneten 
der französischen Nationalversammlung Oberst d.R. Dr. med. Leon 
Boutbien, Großoffizier der französ ischen Ehrenlegion, veröffent­
li chi3n. 

Leser dieser Zeitschrift soll ten alle Bücher nur bei „Das Reichs­
banner-Verlag und Handlung" Kronberger Str. 43, 6000 Frank­
furt 1, bestellen. Schnellste Lieferung zu Originalpreisen. 

KEIN PARDON FÜR GESCHICHTSVERDREHER 

(Ausblick 12/79) ,,Die ungeheuerlichen Verbrechen und das uner­
meßl iche Leid , denen Juden, aber auch andere Menschen ausge­
setzt waren, dürfen nicht in Vergessenheit geraten, weil sonst die 
Wachsamkeit gegenüber pol itischen Fehlentwicklungen nach­
lassen kann. ~'och immer gibt es nazistische Umtriebe. Wir haben 
~ie Pfl icht, schon den Anfängen zu wehren". So kommentierte der 
OTV-Vorsitzende Heinz Kluncker ein Urteil des VI. Senats des 
Bundesgerichtshofs. Danach darf die historische Tatsache der 
Judenmorde im Dritten Reich nicht geleugnet werden. Das Urteil 
erging gegen einen Gärtner, der auf seinem Grundstück eine Pla­
katwand aufgestellt hatte, auf der unter anderem behauptet wurde, 
die Ermordung von Millionen Juden im Nazi reich sei „zionistischer 
Schwindel ", und die „Lüge von den sechs Millionen vergasten 
Juden" könne nicht hingenommen werden. Geklagt hatte ein ÖTV­
Mitgl ied, dessen jüdischer Großvater im KZ umgebracht worden 
war. 

„Jeder hat das Recht, irgend ein Land zu verlassen, einschließlich seines eigenen, und zu seinem 
eigenen Land heimzukehren." 
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(Artikel 13 der UNO-Erklärung über die Menschenrechte, die sowohl von der UdSSR als auch von 
der DDR anerkannt wurde.) 



GEORG MEANY'S VERMÄCHTNIS 

Der große Mann des amerikanischen Gewerk­
schaftsbundes AFL - CIO (American Federation of 
Labor and Congress of lndustrial Organizations) 
GEORGE MEANY ist im Alter von 84 Jahren als Chef 
der größten Gewerkschaft der freien Welt mit 120 
angeschlossenen Einzelgewerkschaften und rund 14 
Millionen Mitgliedern in den Ruhestand getreten. 
Beim Schreiben dieser Zeilen erreicht uns die Nach­
richt von seinem Tode. Dies ist für uns besonders 
Anlaß, seines Wirkens zu gedenken. 

Dieser außergewöhnliche Arbeiterführer hat sich 
stets engagiert für Freiheit und Demokratie und 
gegen Diktatur und Unterdrückung ausgesprochen. 
George Meany hat nie ein Hehl daraus gemacht, als 
was er die sogenannten Gewerkschaften in den 
Staaten mit kommunistischer Diktatur ansieht. Die 
freie Welt dankt ihm gerade in dieser Hinsicht für die 
klare Sprache und unerschütterliche Haltung, die viel 
dazu beigetragen hat, daß auch in Europa den 
Anbiederungs- und Unterwanderungsversuchen 
kommunistischer Gewerkschaften Paroli geboten 
wird. Ganz deutlich führte George Meany aus: 

„ Wir von den amerikanischen Gewerkschaften 
haben die sogenannten Gewerkschaften in den 
kommunistischen und allen anderen totalitären 
Staaten immer als „Arbeitsfront" bezeichnet - wie 
sie Dr. Ley und Hitler einst aufgebaut haben. In der 
UdSSR war der von der Kommunistischen Partei 
eingesetzte Führer der „Arbeitsfront", Scheljepin, 
früher Chef der gefürchteten sowjetischen Geheim­
polizei. 

Diese sogenannten Gewerkschaften sind nur 
Werkzeuge der kommunistischen Diktatur. Sie sind 
Instrumente des Polizeistaates - um die Arbeiter zu 
beaufsichtien und anzutreiben. 

Wir glauben, daß freie Gewerkschaften in unse­
rem oder in irgend einem anderen freien Land nicht 
mit diesen „Arbeitsfront" -Organisationen zu tun 
haben sollten. Ihnen die Hand zu reichen, bedeutet, 
ihnen Anerkennung und Glaubwürdigkeit als echte 
Gewerkschaften zu verleihen. Das ist genau das, 
was die kommunistischen Führer haben wollen, um 
ihre Mitglieder zu betrügen und der Diktatur dienst­
bar zu machen." 

Die Gewerkschaften in totalitären kommunis­
tischen Staaten waren tatsächlich niemals eigene, 
freie oder freiwillige Machtfaktoren. Jedoch versuchen 
unentwegt kommunistische Unterwanderer und deren 
Mitläufer, uns das Gegenteil vorzugaukeln. Die 
Schüsse auf streikende polnische Arbeiter, die „frei­
willigen" Selbstverpflichtungen zu höherer Arbeits­
leistung von sogenannten Arbeitsbrigaden, die „frei­
willigen", unbezahlten Sonderschichten zum Wohle 
des kommunistischen Vordringens in der Welt und 
alle ähnlichen „Leistungen" der Gewerkschaften in 
den kommunistischen Staaten werden bei uns nicht 
richtig gewertet. Wir sind nicht persönlich und unmit­
telbar berührt. Eine Aufklärung hierüber wird oft 
leichtfertig als „Kalter Krieg" abgetan, um notwendige 
Konsequenzen zu verhindern. Lassen wir einmal die 
hohe sowjetische Führung selbst darstellen, was sie 
von ihren Gewerkschaften fordert und welche Rolle 
sie ihnen von jeher und immer wieder neu zuteilt: 

LEONID BRESHNEW, Generalsekretär des Zentral-

komitees der KPdSU, auf dem XV. Gewerkschaftskon­
greß der UdSSR am 20. März 1972: 
,, Unsere gemeinsame Aufgabe bleibt, die Anforde­
rungen und die persönliche Verantwortung der 
Mitarbeiter aller Dienstgrade für die Erfüllung der 
Beschlüsse des ZK der KPdSU und der Regierung 
ernsthaft zu erhöhen. Man muß die Verletzung der 
Staatsdisziplin unterbinden und bestrafen!" 

Deutlicher konnte die Rolle der Sowjetgewerk­
schaften als Befehlsempfänger der Partei nicht aus­
gedrückt werden. Was die Partei von den Arbeiten­
den und den Sowjetgewerkschaften fordert, drückt . 
Breshnew so aus: 

„Der Arbeitslohn mufJ überall e r a r b e i t e t 
werden, jeder muß die direkte Abhängigkeit des 
Lohnes von seinem Beitrag zu den Produktionslei­
stungen zu spüren bekommen. Wir müssen die 
Güter (die der Fünfjahrplan vorsieht) selbst produ­
zieren und dazu bedarf es beharrlicher Anstrengun­
gen und angespannter Arbeit." 

Wie Herr Breshnew die Entlohnung für höchste 
Anstrengungen der Arbeitenden propagiert, kommt 
wörtlich so zum Ausdruck: 

,, Wenn wir die materiellen Hebel vervollkomm­
nen, müssen wir zugleich ernsthaft die Rolle des 
moralischen Ansporns erhöhen. Er wird von uns 
ausgiebig angewandt bis zu so hoher Anerkennung 
von Arbeitsverdiensten wie die Auszeichnung mit 
Orden und die Verleihung von Ehrentiteln. Diese 
Form der Anerkennung der besten Werktätigen, der 
besten Kollektive behalten sicherlich in vollem 
Maße ihre Geltung." 

Alle Breshnew-Zitate sind der Broschüre entnom­
men: ,,Die Beschlüsse des XXIV. Parteitages der 
KPdSU - - - Kampfprogramm für die Tätigkeit der 
sowjetischen Gewerkschaften" (Rede des General­
sekretärs des ZK der KPdSU L.I. Breshnew auf dem 
XV. Gewerkschaftskongreß der UdSSR, 20. März 
1972) APN-Verlag - Moskau 1972. 

Man muß nur genau hinhören und genau lesen, 
was die sowjetischen Führer sagen und schreiben. 
Sie verheimlichen nichts. Wir dürfen es nur nicht zu 
unserer eigenen Beruhigung anders auslegen wollen. 

HELMUT ESSER, Rüsselsheim 

CARSTENS WÜRDIGT EINHEITSGEWERKSCHAFT 
(Reuter) Für die Erhalfung der Einheitsgewerkschaft hat sich 
Bundespräsident Carstens ausgesprochen. Gegenüber einer Dele­
gation des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB) unter Leitung 
ihres Vorsitzenden'tVetter bezeichnete Carstens bei einem Empfang 
die Einheitsgewerkschaft als ein „sehr hohes Gut, das nicht leicht­
fertig aufs Spiel gesetzt werden" dürfe. Er würdigte ferner das 
Bemühen der deutschen Gewerkschaften, die Interessen der 
Arbeitnehmer stets auch mit Blick auf das Gesamtwohl wahrzuneh­
men. Weitere":Gesprächspunkte waren Fragen der Mitbestimmung, 
konjunkturelle Aussichten für das Jahr 1980, die Beschäftigung 
Schwerbehinderter und die Möglichkeiten einer besseren Integra­
tion ausländischer Arbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen. 

KOMMUNISTISCHER EINFLUSS 
IN DEN GEWERKSCHAFTEN. 

(SZ) Der IG-Metall-Vorsitzende Loderer hat betont, daß die Kom­
munisten in der Bundesrepublik versuchten, ihren Einfluß in den 
Gewerkschaften auszubauen. Es sei jedoch schwierig, den Kom­
munisten auf die Spur zu kommen. Nach Loderers Angaben 
bemüht sich die DKP verstärkt darum, gerade bei der Gewerk­
schaftsjugend Einfluß zu gewinnen und Unruhe zu stiften. 
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DAS AKTUELLE GESPRÄCH 

Wie kann man alte politische Erfahrungen für die 
Gegenwart nutzbar machen? Andere Voraussetzun­
gen, andere Formationen und doch die Handlungen 
von Menschen mit ihren Stärken und Schwächen, mit 
ihren Irrtümern und ihren Leidenschaften und ihrem 
unentwegtem Ringen um Recht und Gerechtigkeit -
gestern wie heute und morgen. 

Dr. Julius Leber, Reichstagsabgeordneter vor 
1933 und einer der bekanntesten Männer des 
REICHSBANNERS, einer der führenden Männer im 
Widerstand gegen Hitler, von den Nazis am 5. Januar 
1945 in Plötzensee hingerichtet, brachte schon im 
Sommer 1933 während der ersten Monate seiner 
Haft seine Gedanken und seine Erkenntnisse zu 
Papier. Führen wir mit ihm im Geiste ein aktuelles 
Gespräch. 

Wie hältst Du es mit der Staatsautorität im 
demokratischen Staate, mit der Achtung vor seinen 
Symbolen? 

Seit Jahren wird unser Staat bösartig verun­
glimpft, als faschistoid dargestellt, als Unterdrüc­
kungsinstrument, als faulender Rest, der mit ratten­
hafter Wut verteidigt wird, und als ein „System", das 
liquidiert werden müsse. Unsere Fahne Schwarz-Rot­
Gold wurde öffentlich von Studenten als Fußabtreter 
benutzt. Doch sind Bestrebungen heute maßgeben­
der Politiker im Gange, die Gesetze, die eine Bestra­
fung der Verunglimpfung des demokratischen Staa­
tes und seiner Symbole ermöglichen, zu streichen. 

Julius Leber: ,,Die Autorität des Staates und 
seiner Regierung ist gerade in einer legitimen 
Volksherrschaft eine der allerwesentlichsten 
Voraussetzungen jeder Ordnung. Es gibt keine 
Demokratie ohne Autorität, ebensowenig wie es 
eine echte Freiheit ohne starke staatliche 
Ordnung gibt. Da in Republiken der Monarch mit 
seinem Ansehen und seiner Autorität fehlt, so hat 
gerade die demokratische Verfassung diesen 
Mangel in anderer Weise auszugleichen, durch 
Förderung unbedingter Achtung vor der Staats­
autorität und ihren Symbolen." 

Deine Erfahrung stammt aus der Weimarer Zeit, als 
der REICHSPRÄSIDENT Friedrich Ebert unflätigen 
Beschimpfungen und Beleidigungen ausgesetzt war 
und das Staatssymbol Schwarz-Rot-Gold als 
„Schwarz-Rot-Senf'' von den Feinden der Republik 
herabgewürdigt wurde. Auch in der Bundesrepublik 
gibt es politische Gruppierungen - heute wie damals 
besonders gefördert an den Universitäten - die mit 
Straßenterror und mit Gewaltanwendungen parlamen­
tarische Entscheidungen zu Fall bringen wollen. Tak­
tische Pausen ändern nichts an dem latenten 
Zustand. Einordnung in demokratische Regeln und 
parlamentarische Ordnungen werden als Untertanen­
geist im Obrigkeitsstaat abgetan. Der Ruf nach 
Ordnung und mehr staatlicher Autorität wird oft in 
Presseorganen und sogar durch Kommentare in den 
öffentlichen Medienanstalten als faschistoid darge­
stellt, was unübersehbar eine Rehabilitierung des 
Faschismus bedeuten würde! Der Faschismus ist 
aber das genaue Gegenteil! Die Regeln der Demo­
kratie bewegen sich im pluralistischen Raum, die 
„Ordnung" des braunen und des roten Faschismus 
bzw. Kommunismus aber ist die schnurgerade Aus-
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richtung des Geistes und der täglichen Bewegung in 
einer einzigen diktierten und überwacrien Richtung. 
Was wollen also die „Systemveränderer" erreichen? 
Alles andere, nur keine demokratischen Regeln, die 
ein freies gesellschaftliches Zusammenleben ermög­
lichen:· 

Wie also hältst Du es, lieber Freund, mit den 
Begriffen Ordnung und Freiheit und Gerechtigkeit? 

Julius Leber: ,,Man hat versucht, den beiden 
Begriffen Autorität und Ordnung die hohen Werte 
der Freiheit und Gerechtigkeit gegenüberzustellen. 
Aber wir können nicht von der Meinung abgehen, 
daß Freiheit und Gerechtigkeit, Autorität und 
Ordnung sich gegenseitig geradezu bedingen 
und ergänzen. Denn die scheinbar höchste und 
freieste Gerechtigkeit in der völligen Anarchie 
ohne jede staatliche °Einmischung und Autorität 
bedeutet ja praktisch zugleich höchste Unfreiheit 
der Schwachen und Besitzlosen, und damit 
höchste Ungerechtigkeit." 

„Volle Freiheit für Presse und Parteien" hört sich sehr 
gut an. Es kommt aber sehr auf den Umgang mit 
dieser Freiheit an. Angeln nicht zu viele im Negativen, 
im Sensationellen, damit ihre Ergüsse überhaupt 
gedruckt werden? Ist das Herunterreißen von Per­
sonen, Regierungen, Oppositionen und Ministern -
von welcher Partei auch immer - das eigentliche 
Metier mancher Journalisten, Kommentatoren und 
Leitartikler? Kommt uns von der Fernsehscheibe 
nicht alle Weisheit entgegen - unwidersprochen, 
denn niemand hat die Chance zu widersprechen -
über die Innenpolitik, über die Außenpolitik - Sport 
nicht ausgenommen - über das, was falsch sei, und 
wie es richtig gemacht werden müßte? Es ist die 
Ausgeburt der Weisheit. Man kann sich nur wundern, 
daß all diese Gescheiten nicht schon längst unsere 
Regierung und Opposition zugleich ersetzen können. 
Alle Probleme unseres Staates - und der Welt noch 
dazu - wären bald keine Probleme mehr. So scheint 
es - und so trügt es. 
Doch ist dieser Job zutiefst unbefriedigend und lang­
weilig, immer wieder den wehrlosen Zuschauern am 
Bildschirm sich selbst wohlgefällig und anderen 
,,haushoch überlegen" als das Maß aller Dinge aufzu­
drängen. Die Demokratie lebt vom Widerspruch, von 
der Rede und der Gegenrede. So schädlich eine Kri­
tik um der Kritik willen ist, so wichtig ist die Kritik, die 
sich in ihrer Zielsetzung dem Positiven hinwendet. 

Was sagt dazu die Erfahrung? 
Julius Leber: ,,Demokratie verlangt Verantwor­
tungsbewußtsein und Selbstzucht von jedem 
Menschen, der seinen Platz haben will im Staats­
getriebe:;Hemmungslosigkeit und Verantwor­
tungslosigkeit vertragen sich nicht mit der 
äußeren Ordnung, die jedem ein so großes Maß 
persönlicher Meinungsfreiheit gewährt. Eine starke 
Staatsautorität hat hier dem Volksbewußtsein 
Grenzen einzuprägen, allerdings in einer Form, 
die jedem Staatsbürger das Gefühl größter per­
sönlicher Freiheit läßt." 

Das sind, lieber Freund, die Überlegungen nach 
jahrelangen trüben Erfahrungen, geprägt durch eine 
schwierige Lage, das sind die Gedanken angesichts 
des rapiden Verfalls einer jungen deutschen Repu­
blik. 



Julius Leber: ,,Man wird hier den Einwand 
machen, solche Kritik sei nachträglich und in der 
Rückschau leicht. Dieser Einwand ist nicht stich­
haltig. Es ist schon in jener, unserer Erinnerung 
so fern scheinenden Zeit solche Kritik geübt wor­
den. Wer hat es gehört? Wer darauf reagiert? Es 
gab in Deutschland für diese Kritik einfach kein 
politisches Gewissen! Die Freunde der Demokra­
tie lebten in gesundester Zufriedenheit, in den von 
ihnen als unwiderruflich gerecht proklamierten 
Zuständen, und die Gegner lehnten in Bausch 
und Bogen alles ab, was sich zum neuen Staat 
bekannte." 

Es ist wahr. Obwohl sich nichts in der gleichen For­
mation in der Geschichte wiederholt, im Wesen 
gleicht sich vieles. Bedenken wir bei heutigen 
Betrachtungen, wieviele sich selbstzufrieden in unse­
rem Staate räkeln und wieviele diesen Staat von 
Grund auf in Bausch und Bogen ablehnen und 
bekämpfen - bis es eines Tages wieder Gelegenhei­
ten zu überlegter Rückschau geben wird. 

ROBERT BECKER, Offenbach 

BAD NAUHEIMER GESPENSTER 
Man möchte es nicht glauben: Im hessischen Bad Nauheim 

wollen Parlamentarier nicht darauf verzichten , Adolf Hitler und 
seinen Gauleiter Ferdinand Werner auch weiter als Ehrenbürger der 
Stadt zu führen. Sie argumentieren, daß man geschichtliche Tat­
sachen nun einmal nicht durch Beschlüsse aus der Welt schaffen 
könne; die Ehrenbürgerschaft sei überdies nur zu Lebzeiten 
entziehbar. Dazu meinte der SPD-Bürgermeister Schäfer gegen das 
Votum seiner Partei und der FDP: ,,Hitler und Werner haben nun 
einmal gelebt und sind Geschichte." Uns Deutschen wird oft eine 
seltsame Lust am Untergang nachgesagt. Wenn es allerdings 
darum geht, sich durch pol itische lnstinktlosigkeit, ja, Dummheit 
auszuzeichnen, dann scheinen Deutsche den übrigen Nat ionen tat­
sächlich ein iges voraus zu haben. Das Bad Nauheimer Beispiel 
spricht dafür. Die Frage stellt sich , warum wir Gegnern unseres 
Staates immer wieder Gelegenheit bieten, mit spitzen Fingern auf 
uns zeigen zu können. Niemand zwingt uns, mit den Gespenstern 
der jüngsten Vergangenheit zu leben. Viele Stadtväter haben 
schon 1945 kurzerhand Hitlers und Görings Ehrenbürgerrechte 
annulliert. 

Bücher 
WILLI BEUK, Hamburg 

VOM FRIEDEN 
Georg L e b e r , d e r Verteidigungsminister der Bundes­

republik Deutschland, ist hier berei ts des öfteren erwähnt worden. 
In seinem Buch „Vom Frieden" steht der ganze Leber vor uns: Der 
ehemalige Bundesvorsitzende der IG Bau-Steine-Erden, der 
Bundesmin ister für Verkehr und für das Post- und Fe~nmelde­
wesen, der Bundesmin ister der Verteidigung der Bundesrepublik 
Deutschland. Was dieses Buch - keine Autobiographie, kein Erin­
nerungs- oder gar Rechtfertigungsbuch - besonders lesens- und 
liebenswert macht, ist das Nachwort. Dieses Nachwort enthält aber 
keine Zusammenfassung, wie sonst oft üblich, sondern nichts 
mehr und nichts weniger als ein nächtliches Erlebnis des Unteroffi­
ziers Georg Leber in einer Frostnacht, die seine letzte hätte sein 
können, in einer kleinen russis@hen Kate, denn er hatte, ohne es 
zu ahnen, einem Totengedenken unter Partisanen beigewohnt. ,, Ich 
werde mich aber immer an dieses Haus, an die Frau, an die fünf 
russischen Partisanen und an einen deutschen Oberleutnant erin­
nern, wenn ich an die Kriegsjahre in Rußland zurückdenke." Damit 
schließt dieses Buch. Zu der Frage, was ihm im politischen Leben 
die meiste Freude gemacht habe, hat Leber nur eine Antwort : 
„Macht gehabt zu haben und diese Macht eingesetzt zu haben für 
gute Dinge, zur Hilfe von Menschen, die Schwierigkeiten hatten, 
und zur Unterstützung einer Pol it ik, die den Frieden sichert ". Kom­
prom ißlos bis zur Un-Diplomatie ist er mehr als einmal, vor al lem 
als Verteid igungsminister, wenn er den Sowjets einige Wahrheiten 
ins Gesicht sagt, indem er die Rote Armee als Polizeitruppe des 
Warschauer Paktes bezeich net und als politisches Drohinstrument 
dem Westen gegenüber. Mit ihm erlebt der Leser Brennpunkte der 
deutschen Geschichte, denen er seinen Stempel aufgedrückt hat. 
Wann wird der Vizepräsident des Deutschen Bundestages wieder 
in die aktive Politik zurückkehren? Man möchte es ihm und uns 
wünschen. S.K. 

Georg Leber: Vom Frieden - 335 S. Leinen - Seewald­
Verlag, Stuttgart 1979 - DM 36.-

REICHSBANNER SCHWARZ-ROT-GOLD 

BUNDESPRÄSIDENT EMPFING 
BUNDESVORSITZENDEN 

Bundespräsident Professor Dr. Karl Carstens empfing Hubertus­
Prinz zu Löwenstein als Bundesvorsitzenden des Reichsbanners­
Schwarz-Rot-Gold u_nd Präsidenten des Freien Deuts_cJ1_en Auto­
renverbandes (FDA) sowie Dr. Volkmar Zühlsdorff, Mitglied des 
Reichsbanners und Präsidiumsmitglied des FDA am 3. Dezember 
1979 im Präsidenten-Palais, bei dem auch Staatssekretär Hans 
Neusels, Ministerialdirigent Dr. Helmut Rückriegel und Ministerial­
rat Dr. Wilhelm Wemmer anwesend waren. Der Bundespräsident 
sprach Prinz zu Löwenstein seinen Glückwunsch zur Wahl als 
Bundesvorsitzender aus sowie Anerkennung, daß er sich bereit 
gefunden habe, trotz anderen umfangreichen Verpflichtungen 
dieses Amt zu übernehmen. Er bezeichnete das Reichsbanner als 
die demokratische Schutzorganisation, die vor 1933 bis zuletzt 
den Kampf gegen Hitler geführt habe. Unter der Zahl der namhaf­
ten Persönlichkeiten, die dem Reichsbanner damals angehörten, 
wurden außer Otto Hörsing und Karl Höltermann Reichskanzler 
Josef Wirth, Reichsminister Carl Severing, die späteren Bundes­
minister Ernst Lemmer und Heinrich Krone, Schulrat Hans Fest und 
andere genannt. Er zeigte sich über Bedeutung und Rolle des 
Reichsbanners in der Weimarer Zeit ausgezeichnet informiert. Zwar 
habe die Mehrheit seiner Mitglieder der Sozialdemokratischen Par­
tei angehört, aber die anderen demokratischen Parteien waren 
ebenfalls stark vertreten wie die Deutsche Demokratische Partei 
(später Deutsche Staatspartei) und das Zentrum das z.B. im Rhein­
land die Mehrheit der Reichsbannermitglieder stellte. Das sei seine 
Besonderheit und seine demokratische Stärke gewesen. 

Prinz zu Löwenstein erklärte, daß dies auch heute ähnlich so 
se i. 

Der Bundespräsident erkundigte sich auch nach dem Zeit­
punkt des Wiedererstehens des Reichsbanners als Organisation 
nach dem Kriege, nach der gegenwärtigen Zahl der Mitglieder und 
anderen Einzelheiten. Mit Interesse nahm er den Bericht über die 
Bundesvorstands-Sitzung im Frankfurter Römer am 30. November 
1979 zur Kenntnis sowie über die gemeinsam vom Landesverband 
Hessen des Reichsbanners und der Union deutscher Widerstands­
kämpfer- und Verfolgtenverbände für den gleichen Tag vorbereite­
ten internationalen Arbeitstagung der Union Internationale de la 
Resistance et de la Deportation aus neun Nationen, mit einem 
Empfang durch den Oberbürgermeister im Kaisersaal, Vorträgen, 
u.a. zum Thema „Die Freiheit ist unteilbar" und einer Kranznieder­
legung am Ehrenmal für die Opfer des Nationalsozialismus. Prinz 
zu Löwenstein hob hervor, die Union der Widerstandskämpfer 
stehe als demokratische Organisation in entschiedenem Gegen­
satz zu der als Moskau-freundlich bekannten WN; die Resolution 
am Schluß der Tagung habe unter anderem eine scharfe Verurtei ­
lung der Geiselnahme von Teheran enthalten. 

Als wertvoll bezeichnete es der Bundespräsident, daß das 
Reichsbanner, gemäß dem Zweck des Bundes nach §2 der Sat­
zung : ,,Gewinnung für den demokratischen sozialen Rechtsstaat" 
durch „Erziehung, Volksbildung und Völkerverständigung" sich 
auch- um das Staatsbewußtsein der Jugend bemühe. Hierzu 
gehöre, daß in den jungen Menschen die Kenntnis und das Gefühl 
geweckt würden, die Geschichte der Demokratie in Deutschland 
beg inne nicht erst mit dem Jahre 1949 oder 1918, sondern mit der 
Revolution von 1848, den Stein-Hardenbergschen Reformen 
Anfang des 19. Jahrhunderts und reiche in ihren Wurzeln und 
Anfängen tief hinein in frühere Jahrhunderte deutscher Entwik­
klung. Er selber habe bei der kürzlichen Konferenz der Kultusmini­
ster der Länder auf die Bedeutung gerade dieses Aspekts des 
Geschichtsunterrichts an den deutschen Schulen hingewiesen. In 
diesem Zusammenhang erwähnte er auch Prinz zu Löwensteins 
„Deutsche Geschichte", die, wie dieser vortrug, in den letzten 
Kriegsjahren in der:i Vereinigten Staaten verfaßt worden sei, um der 
damals mit Deutschland verfeindeten Welt und später dem 
deutschen Volk in seiner wiedergewonnenen Freiheit zu zeigen, 
welches die wahre deutsche Geschichte und welches die Quellen 
seiner Demokn;itie und die Ziele seiner Zukunft seien. Der Bundes­
präsident gab·9em Bundesvorsitzenden am Schluß des Gesprächs 
seine besten Wünsche für die künftige Arbeit und eine fruchtbare 
Entwicklung des Reichsbanners mit auf den Weg. 

VOLKMAR ZÜHLSDORFF 

SACHLICHER WAHLKAMPF 
(Bonn) Den Entwurf für ein Wahlkampfabkommen der Bundestags­
parteien hat CDU-Generalsekretär Heiner Geißler an SPD, FDP, 
sowie die CSU versandt. Der Entwurf sieht eine Verpflichtung der 
Parteien für einen sachlichen und fairen Bundestagswahlkampf 
1980 vor. SPD und FDP bekräftigten erneut ihre Bereitschaft zu 
einem solchen Abkommen. 
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GEMEINSAM FÜR 
ÄUSSERE UND INNERE SICHERHEIT 

Zum Abschluß der Öffentlichkeitsarbeit 1979 veranstalteten 
Ortsverein Frankfurt/Main und Stützpunkt Bad Homburg v.d.H. vom 
Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold/Bund aktiver Demokraten e.V. 
eine Busfahrt in den „Hessenpark" mit Mittagessen im Gasthaus 
„Zum Eisvogel " in Anspach. Eine Sonderführung in den zum Teil 
eigens geheizten Räumen von Kirche und Schulhaus beeindruckte 
alle Teilnehmer so stark, daß sofort anschließend der Wunsch laut 
wurde, diesen Besuch wegen des abzusehenden weiteren Aus­
baus und der Belebung durch tätige Handwerker und Vieh im 
nächsten Jahr zu wiederholen. Zur Kaffeetafel in den „Ratsstuben" 
des Stadthauses von Bad Homburg war der Kreis bereits wesent­
lich größer geworden, insbesondere durch die politisch aktive 
Jugend, so daß Veranstaltungsleiter Siegfried Keiling eine für 
Samstagnachmittag erfreulich große Besucherzahl begrüßen 
konnte, unter der Vertreter aller Bundestagsparteien und ihrer 
Jugendorganisationen zu sehen waren, ein gutes Zeichen für die 
gemeinsame Basis aller aktiven Demokraten. Der vom Wehrbe­
reichskommando IV in Mainz zur Verfügung gestellte Film „30 
Jahre später - DDR-Militär: Anspruch und Realität" zeigte die 
innere Verlogenheit der von den Kommunisten proklamierten Ziele 
und der Realität durch preußisch-sowjetischen Kasernenhofdrill, 
durch rigorose Erziehung zum Haß auf den politischen Gegner als 
wichtigstes Instrument der SED-Politik. Jugendoffizier Oberleutnant 
Manfred Ott beschränkte sich verständlicherweise auf die äußere 
Sicherheit, deren Faktoren Verteidigung plus Entspannung seien. 
„Sicherheit ist die Wahrscheinlichkeit eines Nicht-Kriegsfalles." Er 
verdeutlichte die Strategie der Flexiblen Abwehr auf der konventio­
nellen und auf der nuklearen Ebene. Nuklear: ,,Wer als erster 
schießt, stirbt als zweiter." Zur inneren Sicherheit sprach Reichs­
banner-Bundesehrenvorsitzender Georg Prinz, zugleich Vorsitzen­
der der Union deutscher Widerstandskämpfer- und Verfolgtenver­
bände. Ausgehend vom Selbstverständnis der „Weimarer Demokra­
tie" und der vom Parlamentarischen Rat beschlossenen „streit­
baren Demokratie" setzte er sich mit dem Verbot von Parteien bei 
Verstößen gegen freiheitlich-demokratische Grundsätze und Extre­
misten im öffentlichen Dienst zu beschäftigen, auseinander. Die 
WN (Vereinigung der Verfolgten des Nazi-Regimes) stellte er als 
eindeutig kommunistisch geführte und vom Osten finanzierte Orga­
nisation heraus, mit der es für Demokraten keine Gemeinsamkeit 
geben darf. Beide Referenten erhielten mehrfach Beifall. Vor 
Beginn der Aussprache verwies Veranstaltungsleiter Keiling auf 
den jetzt vorliegenden „Verfassungsschutzbericht 1978", wonach 
das auch in Bad Homburg mehrfach in Erscheinung getretene 
„Komitee für Frieden, Abrüstung und Zusammenarbeit" nicht nur 
keine Rechtsform besitzt, sondern auch ebenso kommunistisch 
geführt wird wie die WN, nachdem acht von neun Mitgliedern des 
„geschäftsführenden Büros" Angehörige des sowjetisch gelenkten 
„Weltfriedensrates" sind. Gerd Hönig von der jungen Union gab 
seiner Freude über die Reichsbanner-Initiative Ausdruck, die 
Gemeinsamkeit aller Demokraten herauszustellen, dem sich offen­
sichtlich auch die Jungsozialisten anschlossen, denn seitens der 
Jugend gab es keine weiteren Wortmeldungen. Abschließend 
dankte Keiling, flankiert von der alten Reichsbanner-Fahne der 
Ortsgruppe Nied von 1927, dem Magistrat Bad Hamburgs und der 
Bundeswehr für ihre L!nterstützung, entschuldigte die Abwesenheit 
der Bundeswehr-Reservisten, die eine 36-ständige Einsatzübung 
im Hintertaunus durchführen, und den alten und jungen Demo­
kraten für die Demonstration politischer Gemeinsamkeit, zumal 
sich auch alte, noch nicht reaktivierte Reichsbannerkameraden 
wieder gemeldet hatten. 

PERSONALIA 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Frankfurt a.M. 

wählte den Kameraden Heinrich Ditter, Oberregierungsrat i.R., 
langjähriges Vorstandsmitglied des Reichsbanners und Schatz­
meister der UDWV, zum Stadtältesten, Heinrich Ditter, Stadtrat a.D., 
Träger des Bundesverdienstkreuzes, war viele Jahre hindurch Mit­
glied des Magistrats der Stadt Frankfurt a.M. 
Der Bundespräsident verlieh dem Kameraden Helmut Fölsch, Vor­
sitzender des Landesverbandes Hamburg des Reichsbanners 
Schwarz-Rot-Gold, Bund aktiver Demokraten e.V., das Verdienst­
kreuz am Bande des Verdienstordens der Bundesrepublik 
Deutschland für Verdienste um Volk und Staat. 
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Werben auch Sie für uns ! 
Benutzen Sie die beiliegende 

Werbeantwortkarte -

auch für Buchbestellungen 

PHILIPP EMMERT 
Am Sonntag, 25. November 1979, wurde er 75 Jahre alt und kann 
noch mehr Jubiläen feiern: 30 Jahre Sozialbezirksvorsteher im 
Gallus, 60 Jahre Mitglied der SPD und der Arbeiterwohlfahrt. 
Ursprünglich gelernter Werkzeugdreher, arbeitete er schon mit 25 
Jahren als Angestellter bei der AOK, die er bei seiner Pensionie­
rung als Verwaltungsoberinspektor verließ. Nur während des Dritten 
Reichs gab es eine Unterbrechung. Er wurde gleich nach Hitlers 
Machtergreifung als Kommunist, beziehungsweise als das, was 
man dafür hielt, festgenommen, aber einer der maßgeblichen Leute 
in der lJntersuchungshaftanstalt kannte ihn noch von seiner Mit­
gliedschaft beim Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold her und schickte 
ihn nach Hause, einen Tag, bevor es einen großen Abtransport 
nach Buchenwald gab. Er arbeitete dann - bis 1945 - in der 
Rüstungsindustrie. isoliert ist er trotz des Todes seiner Frau vor 3 
Jahren nicht, zumal er mit seinen Erfahrungen und seinem Wissen, 
die er als Sozialbezirksvorsteher gewonnen hat, seinen jungen 
Kollegen „immer mit Rat und Tat zur Seite" steht und nach wie vor 
im Reichsbanner Ortsverein Frankfurt aktiv ist. 

REICHSBANNER-VERANSTALTUNGSDIENST 
Um überall dort präsent zu sein, wo auch nur ein Mitglied des 

Reichsbanners wohnt, und um der Aufgabenstellung des § 2/2 der 
Satzung gerecht zu werden, wurde ein Veranstaltungsdienst auf 
Bundesebene eingerichtet. Seine Aufgabe ist es, Seminare, Vor­
träge, Informationsveranstaltungen u.s.w. zu planen, vorzubereiten 
und durchzuführen. 

Begonnen wird mit folgenden Seminaren: 1.) ,,Ursachen des 
Nationalsozialismus", 2.) ,,Adolf Hitler und die Folgen", 3.) ,,Die 
deutsche Demokratie in Geschichte und Gegenwart", 4.) ,,Im 
Schatten der Weltrevolution". 

Dazu kommen noch eine Reihe grundsätzlicher und aktueller 
Vorträge bekannter Persönlichkeiten und von Mitarbeitern des 
Reichsbanners Schwp.rz-Rot-Gold, Bund aktiver Demokraten. 

Der Veranstaltungsdienst steht auch befreundeten Organisa­
tionen zur Verfügung. 

Programmunterlagen können bei Kam. Franz Hron, Elbfallweg 
12, 6368 Bad Vilbel angefordert werden. 

BEILAGENHINWEIS 

RB-Initiative in Sachen Olympiaboykott 
weitere Exemplare können angefordert werden bei Kam. Franz 
Hron, Elbfallweg 12, 6368 Bad Vilbel 

ORIGINALFLUGBLA TT i.S. KFAZ 

wurde in tausenden Exemplaren neben dem KFAZ-Wertebestand in 
Bad Homburg verteilt und steht ebenfalls zur Verfügung 
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